6. Nov. 2008 Mühlacker


Liebe Kolleginnen und Kollegen;
wir treffen uns heute hier in einer Situation, die wir uns wohl fast alle vor drei Monaten noch nicht vorstellen konnten.
Eine Situation, die einerseits geprägt ist von den Auswirkungen des ungezügelten Finanzkapitalismus und andererseits von der realen Situation in der M+E Industrie.
Die Finanzjongleure tun so, als wären alle Kassen leer, haben aber jahrelang auf unsere Kosten Gewinne gescheffelt, an denen sie uns nicht beteiligt wollen.

Wir Beschäftigte arbeiten seit Jahren immer komprimierter, unter steigendem Stress und mit gestiegener Verantwortung für Betriebsergebnisse und erwirtschaften satte Gewinne – aber unsere Kassen sind tatsächlich leer!


Diese Situation - Finanzmarktkrise und Situation in der M+E Industrie erfordert 
1. eine grundsätzliche Antwort und 
2. eine aktuelle Antwort.
Jahrelang haben Arbeitgeber, ihre Schönredner und professoralen Experten ein Loblied auf freie Märkte und unbegrenzten Wettbewerb gesungen.
Jahrelang haben sie staatliche Kontrollen, Regulierung und Transparenz gescheut wie der Teufel das Weihwasser.
Jahrelang forderten sie aberwitzige Renditen
 - und jetzt haben wir den Salat.
Die Steuerzahler, das sind wir alle, wir sollen es richten. Wir sollen gerade stehen für ihre Machenschaften. Sie haben die Gewinne privatisiert. Jetzt wollen sie die Verluste sozialisieren und darüber hinaus uns in der Tarifrunde mit weniger als dem Inflationsausgleich abspeisen.


Der Wirtschaftsnobelpreisträger Joseph Stiglitz aus den USA - und nicht nur er - meint, dass wir mit der Finanzmarktkrise „das Ende eines desaströsen Geschäftsmodells“ erleben. Ein Geschäftsmodell, das die Welt an den Rand des ökonomischen Abgrundes geführt hat.

Nach all den Erfahrungen der letzten Jahre bin ich da allerdings pessimistischer: Totgesagte leben bekanntlich länger und gerade deshalb müssen wir jetzt alles daran setzen, dass dauerhaft die richtigen Lehren aus der Finanzmarktkrise gezogen werden.
Zurzeit sind zwar der Finanzkapitalismus und die dazugehörige neoliberale Ideologie angeschlagen - aber noch lange nicht am Ende.
In den Management-Etagen herrscht zwar Verunsicherung - doch immer noch bestimmen aberwitzige Renditeziele der Investoren die Geschäftspolitik in vielen Betrieben.
Zocken statt investieren und produzieren, so lautet weiter das Motto im Finanzkapitalismus. Dieser Renditewahn lenkt Mittel ins Finanzkasino und verhindert so Jobs und Wirtschaftswachstum im echten Leben. Mit den wahnsinnigen Spekulationsgewinnen kann die Realwirtschaft nicht mithalten - keine Maschine und kein Mensch!


Was wir deshalb brauchen, ist eine gesellschaftliche Debatte darüber, was wir an die Stelle neoliberaler Theorie und Praxis setzen wollen - und diese Debatte dürfen wir nicht vermeintlichen Finanzexperten, Börsenspekulanten und Lobbyisten des Zockerkapitals überlassen.
Genauso wenig. wie wir ja auch nicht die Rauschgifthändler über die besten Strategien zur Bekämpfung der Drogensucht diskutieren lassen würden. 

Kolleginnen und Kollegen,

was wir brauchen ist eine Demokratisierung der Wirtschaft als bessere Alternative zu ungezügeltem Wettbewerb und einseitiger Profitmaximierung. 
Demokratisierung bedeutet aber nicht Staatskapitalismus.
Es geht ganz einfach nur darum, dass die Menschen nicht mehr fremdbestimmte Objekte anonymer Marktkräfte sind, sondern Subjekte, die ihr Schicksal selbst bestimmen können.
D. h., wir brauchen nicht weniger, sondern mehr Mitbestimmung. Mitbestimmung auch über Standortentscheidungen. Viele von euch können bezüglich der fehlenden Mitbestimmung ein Lied davon singen.
Stand heute werden ja z.B. Standortverlagerungen und Personalabbau vom Staat sogar noch steuerlich begünstigt – für die Unternehmen, nicht etwa für die betroffenen Beschäftigten, die wie Schachfiguren durch die Welt geschoben werden, ohne Rücksicht auf die finanziellen und vor allem sozialen Verluste dieser Menschen.

Eine Demokratisierung der Wirtschaft bedeutet aber auch: Demokratisch legitimierte Institutionen, also Parlamente und ihre Regierungen müssen die Finanzmärkte kontrollieren und regulieren. Was wir brauchen ist eine Wirtschaftspolitik, die der Realwirtschaft und der Produktion Vorrang einräumt vor der spekulativen und riskanten Finanzwirtschaft.

Kolleginnen und Kollegen,
es ist ja bezeichnend, wenn die Arbeitgeber auf unsere Tarifforderung nach 8 % Lohnerhöhung mit dem Schreckensruf reagieren: „Die haben nicht mehr alle Tassen im Schrank.“

Was ist denn das für ein Land, in dem gleichzeitig ein Zuwachs der Nettogewinne in der Metall- und Elektroindustrie in den vergangenen vier Jahren um 220 Prozent und Renditeziele von bis zu 25 Prozent auf das Eigenkapital pro Jahr als normal und moralisch gerechtfertigt gelten – während die Menschen, die das durch ihre Arbeit erst ermöglichen, im Prinzip für verrückt erklärt werden, wenn sie einen fairen Anteil am Ergebnis ihrer Anstrengungen einfordern.


Was ist denn das für ein Land, in der die Nettoumsatzrendite von 4,2 % in 2007 die höchste seit 38 Jahren ist, aber alle Welt sich nur darüber aufregt, dass wir die höchste Forderung seit 16 Jahren stellen.
Selbstverständlich nehmen auch wir zur Kenntnis, 
dass Teile der Automobilindustrie an deutlichem Absatzmangel leiden und damit auch die Zuliefererindustrie und
dass es den Kunden z. T. an der Finanzierung von Investitionen aufgrund der Finanzmarktkrise fehlt.
Wir wissen aber auch, dass ein erheblicher Anteil am Absatz deswegen fehlt, weil die privaten Endkunden schlicht kein Geld für Anschaffungen haben!


Die Frage ist daher, welche Schlussfolgerungen wir daraus ziehen.

Unsere Antwort kann doch jetzt nicht sein: Zurück zur Bescheidenheit - gebt dem Kapital doch noch mal eine neue Chance, sich goldene Nasen zu verdienen.

Nein, gerade jetzt ist es Zeit deutlich zu machen: Ungleiche Verteilung steht gegen Nachhaltigkeit bei Wachstum und Beschäftigung. Hier gilt es zu korrigieren. Auch mit unserer Forderung nach 8 %.


Selbst Südwestmetall gibt zu, dass 2008 noch ein sehr gutes Jahr werden wird.
DIHK-Präsident Ludwig Georg Braun meint in der „Bild“ vom 30. Okt.:
„Deutschland ist so gut aufgestellt, dass es keinen Anlass zu übertriebener Sorge gibt. Wir werden 2009 keine Rezession sehen, aber eine Abkühlung des Wachstums auf 0,5 %.“


Deshalb geht es uns heute um mehr - auch um mehr Gerechtigkeit. 
Es geht darum, die Schieflage zwischen Profiten und Arbeitseinkommen wieder gerade zu rücken. 
Und zwar gerade jetzt!

Kolleginnen und Kollegen, 
was haben wir vom Aufschwung bisher mitbekommen? 
Wir haben mehr geschuftet, jawohl. 
Wir haben Zusatzschichten geleistet, jawohl. 
Die Produktion ist entsprechend gestiegen, jawohl. 
Aber ansonsten haben wir kaum was mitbekommen vom Aufschwung. Er ist finanziell an uns vorbei gegangen.

Das Ergebnis ist eindeutig: Der private Konsum fällt schon seit längerem als Konjunkturmotor aus. 

Die Binnennachfrage ist zu schwach! Und warum ist das so? 

Die Kaufkraft ist durch Preissteigerungen abgeschöpft worden. Bezieher mittlerer und unterer Einkommen sind von den Preissteigerungen besonders betroffen. Sie geben notgedrungen den allergrößten Teil ihrer Einkommen für Güter des täglichen Bedarfs wie Lebensmittel, Benzin und Energie aus. Und genau für diese Güter sind die Preise am kräftigsten gestiegen. Insgesamt hat dies zu Reallohnverlusten geführt. Die Menschen verdienen zwar mehr Geld, können sich aber weniger davon kaufen.

Die Beschäftigten brauchen deshalb eine kräftige Tariferhöhung.
Aus Gründen der Gerechtigkeit: Sie sollen endlich an den Früchten ihrer Arbeit teilhaben. Sie müssen vom Aufschwung profitieren, denn sie haben ihn erwirtschaftet.
Aus Gründen der Volkswirtschaft: Reallohnzuwächse stabilisieren die Binnennachfrage. Wir brauchen acht Prozent auch für mehr Wachstum.
Kolleginnen und Kollegen,

die Arbeitgeber drohen für den Fall einer kräftigen Tariferhöhung mit Arbeitsplatzabbau. 
Das hat Tradition. 
Das war auch 2007 so. 
Damals haben sie für jeden Prozentpunkt über 2,5 Jobabbau vorhergesagt. Tatsächlich haben wir mit 4,1 Prozent plus 1,7 Prozent für 19 Monate abgeschlossen, in beiden Fällen gekoppelt mit Einmalzahlungen. Und es sind über 230.000 neue sozialversicherungspflichtige Arbeitsverhältnisse in der Metall- und  Elektroindustrie entstanden. Daneben einige zehntausend Zeitarbeit-Jobs. Wer aber hat diese Arbeitsplätze geschaffen? Das waren doch nicht die Unternehmer, die da etwa in Vorleistung gegangen wären.

Im Gegenteil: Es waren die Betriebsräte und Gewerkschaften, die gegen eine uferlose Ausweitung der Arbeitszeit mit der Forderung nach mehr Personal antraten.

Die angebliche Sorge der Arbeitgeber um Arbeitsplätze entpuppt sich bei näherem Hinsehen als bloße Taktik. Sie wollen den Beschäftigten erst Angst vor Jobverlust machen, um diese Angst dann für die Abwehr unserer Forderung missbrauchen zu können. Aber eine kräftige Lohnerhöhung ist nicht nur gut für die Binnenkonjunktur. Sondern auch gut für die Arbeitsplätze. Bleibt die Konjunktur auf Touren, bleibt auch die Nachfrage nach Arbeitskräften auf Touren. 

Kolleginnen und Kollegen,

wir alle sind hier um den Arbeitgebern deutlich zu machen: 
Wir wollen unseren fairen Anteil am wirtschaftlichen Erfolg.
Es geht uns aber nicht nur ums Geld! 
Es geht uns auch um die Anerkennung für geleistete Arbeit! Und diese Anerkennung haben uns die Arbeitgeber mit ihrem provokativen  „Lösungsvorschlag“ bisher versagt - und diese Anerkennung werden wir uns jetzt holen!

Nicht nur für Pforzheim oder Baden-Württemberg. Nein Kolleginnen und Kollegen, für die Beschäftigten von der Küste bis ins tiefste Bayern, von NRW bis Sachsen.
In der ganzen Republik haben seit dem Ablauf der Friedenspflicht bisher über 370 000 Metallerinnen und Metaller - davon allein 105 000 aus BaWü - deutlich gemacht:
Wir lassen uns nicht abspeisen!
Diese Woche zeigen wir den Arbeitgebern noch die gelbe Karte, da wir keinen Streik um des Streikes willen wollen!
Aber, Kolleginnen und Kollegen, 
wenn bei der nächsten Verhandlung kein Ergebnis steht, 
die Arbeitgeber die deutlichen Zeichen nicht erkennen wollen, - 
dann - ja dann bleibt uns gar nichts anderes übrig, als die rote Karte zu zeigen.
Und die heißt: Urabstimmung und Streik!
Und diese Auseinandersetzung - sollte sie denn kommen - Kolleginnen und Kollegen - werden wir gemeinsam - und da bin ich mir ganz sicher - mit Erfolg austragen.

Ich danke für die Aufmerksamkeit! 
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